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Kreisstadt Neunkirchen 
Der Gemeindewahlleiter 

 
Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 

und die Erteilung von Wahlscheinen  
 

für die Wahl des 17. Landtages des Saarlandes am 27.03.2022 
 

1. Das Wählerverzeichnis zu der oben angegebenen Wahl für die Kreisstadt Neunkirchen 
 wird in der Zeit vom 07.03.2022 bis 11.03.2022 während der allgemeinen Öffnungszeiten im  

Rathaus, Briefwahlbüro, Oberer Markt 16, 66538 Neunkirchen,  
 für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jede oder jeder Wahlberechtigte 

kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu ihrer oder seiner Person im Wählerverzeich-
nis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern eine Wahlberechtigte oder ein Wahlberechtigter 
die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetrage-
nen Personen überprüfen will, hat sie oder er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen 
sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das 
Recht zur Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im 
Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen 
ist. 

 Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist 
durch ein Datensichtgerät möglich. 

 
 Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein 

hat. 
 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 

07.03.2022 bis 11.03.2022 während der üblichen Dienstzeiten, spätestens am 11.03.2022 bis 
12:00 Uhr, beim Gemeindewahlleiter der Kreisstadt Neunkirchen, Rathaus, Wahlamt,  

 Zimmer 117, Oberer Markt 16, Einspruch einlegen. 
 Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 
 

3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 
06.03.2022 eine Wahlbenachrichtigung. 

 Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss 
Einspruch gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er oder sie nicht Gefahr laufen will, 
dass er oder sie sein Wahlrecht nicht ausüben kann. 

 Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die 
bereits einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbe-
nachrichtigung. 

 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl in dem Wahlkreis Neunkirchen 
 a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum dieses Wahlkreises 
   oder  

 b) durch Briefwahl 
 teilnehmen. 
 

5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 
 5.1 eine in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte oder ein in das Wähler-

verzeichnis eingetragener Wahlberechtigter; 
 
 5.2 eine nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte oder ein nicht in das 

Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
 



a) wenn sie oder er nachweist, dass sie ohne ihr Verschulden oder er ohne sein Ver-
schulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wählerverzeichnis nach § 12 Abs. 7 
der Landeswahlordnung oder die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis 
nach § 13 Abs. 1 des Landtagswahlgesetzes (bis zum 11.03.2022) versäumt hat, 
 

b) wenn ihr oder sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antrags-
frist nach § 12 Abs. 7 der Landeswahlordnung oder der Einspruchsfrist nach § 13 
Abs. 1 des Landtagswahlgesetzes entstanden ist, 

 
c) wenn ihr oder sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die 

Feststellung erst nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis des Ge-
meindewahlleiters gelangt ist. 

 
Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 
25.03.2022, 18.00 Uhr, beim Gemeindewahlleiter mündlich, schriftlich oder elektronisch bean-
tragt werden. 
 

 Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraums nicht oder nur 
unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahl-
tag, 15.00 Uhr, gestellt werden. 

 
 Versichert eine Wahlberechtigte oder ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihr oder ihm der 

beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihr oder ihm bis zum Tag vor der Wahl, 
12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 

 
 Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 

Buchstabe a) bis c) angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch 
bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, stellen. 

 
 Wer den Antrag für eine andere Person stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Voll-

macht die Berechtigung dazu nachweisen. Eine Wahlberechtigte oder ein Wahlberechtigter 
mit Behinderungen kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 

 
6. Mit dem Wahlschein erhält die/der Wahlberechtigte  
 

§ einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
§ einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
§ einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen 

hellroten Wahlbriefumschlag und 
§ ein Merkblatt für die Briefwahl.  

 
 Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für eine andere Person ist nur 

möglich, wenn die Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer 
schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als 
vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie dem Gemeindewahlleiter vor Empfangnahme der 
Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person aus-
zuweisen. 

 
 Eine Wahlberechtigte oder ein Wahlberechtigter, die oder der des Lesens unkundig oder 

wegen einer Behinderung an der Abgabe ihrer oder seiner Stimme gehindert ist, kann sich zur 
Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die Hilfsperson muss das 16. Lebens-
jahr vollendet haben. Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer von der 
oder dem Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahlentscheidung beschränkt. 
Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbst-
bestimmte Willensbildung oder Entscheidung der oder des Wahlberechtigten ersetzt oder ver-
ändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht. Die Hilfsperson ist zur Ge-



heimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der Wahl einer ande-
ren Person erlangt hat. 

 
 Bei der Briefwahl muss die Wählerin oder der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und 

dem Wahlschein so rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort 
spätestens am Wahltag bis 18.00 Uhr eingeht. 

 Wahlbriefe werden innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versen-
dungsform ausschließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Der Wahlbrief 
kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 
 

Neunkirchen, 25.02.2022 
 
 

 
 
Aumann 
 



 

 

 

Kreisstadt Neunkirchen 

Satzung über die Herstellung von Kraftfahrzeugstellplätzen 

(StellplatzS — StS) 

Die Kreisstadt Neunkirchen erlässt aufgrund des § 85 Abs. 1 Ziffer 7 und des § 47 der 
Bauordnung für das Saarland — LBO — vom 04.12.2019, - eingearbeitet sind die Änderungen 
durch das Verwaltungsstrukturreformgesetz vom 21.11.2007 (Amtsbl. S. 2093) und das 
Gesetz zur Modernisierung des saarländischen Vermessungswesens, zur Umbenennung des 
Amtes für Landentwicklung, zur Änderung der Landesbauordnung und des 
Landeswaldgesetzes sowie zur Anpassung weiterer Rechtvorschriften vom 21. November 
2007 (Amtsbl. 208 S. 278) — in Verbindung mit § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
— KSVG — in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.06.1997, zuletzt geändert am 
08.12.2020 (Amtsblatt S. 1341) mit Beschluss vom 17.11.2021 folgende Örtliche Bauvorschrift 
als Satzung: 

Geltungsbereich 

Diese Satzung gilt für folgende Teile des Gemeindegebietes, in denen die Bedürfnisse des 
ruhenden Verkehrs eine Regelung erforderlich machen: 

 Stadtzentrum (Anlage 1) 
  Ortskern des Stadtteils Wellesweiler (Anlage 2) 

 Ortskern des Stadtteils Wiebeslkirchen (Anlage 3) 

Anzahl der notwendigen Stellplätze 

(1) Die Anzahl der notwendigen Stellplätze ist anhand der Richtzahlenliste zu ermitteln, 
die als Anlage 4 Bestandteil dieser Satzung ist. Entsprechend der jeweiligen Nutzung 
ist rechnerisch auf zwei Stellen hinter dem Komma die jeweiligen Stellplatzzahl zu 
ermitteln und durch Auf- bzw. Abrundung auf eine ganze Zahl festzusetzen. 



 

 

Aufzurunden ist, wenn die nachfolgende Dezimalstelle mindestens oder größer als 5 
ist; andernfalls ist abzurunden. Bei Vorhaben mit unterschiedlichen Nutzungen ist der 
Stellplatzbedarf jeder einzelnen Nutzung zunächst ohne Anwendung der 
Rundungsregel nach Satz 3 auf zwei Dezimalstellen nach dem Komma zu ermitteln. Die 
auf zwei Dezimalstellen ermittelten Werte sind zu addieren und dann entsprechen Satz 
3 als ganze Zahl festzusetzen. 

(2) Bei der Ermittlung der notwendigen Stellplätze ist regelmäßig von dem Einstellbedarf 
für zweispurige Kraftfahrzeuge auszugehen; Autobusse, Lastkraftwagen, Liefer- und 
Betriebsfahrzeuge sind entsprechend zu berücksichtigen. Bei Bedarf sind zusätzliche 
Stellplatzmöglichkeiten für einspurige Kraftfahrzeuge anzuordnen. 

(3) Die Anzahl der notwendigen Stellplätze ist zu erhöhen, wenn nach der besonderen 
Situation des Einzelfalles das Ergebnis im Missverhältnis zu Bedarf steht. 

(4) Die Anzahl der notwendigen Stellplätze für Vorhaben, die in der Richtzahlenliste nicht 
erfasst sind, ist nach den besonderen Verhältnissen im Einzelfall unter sinngemäßer 
Berücksichtigung der Richtzahlen für Vorhaben mit vergleichbarem Bedarf zu 
ermitteln. 

(5) Bei Änderungen, baulicher Anlagen oder ihrer Benutzung sind Stellplätze in solcher 
Zahl und Größe herzustellen, dass die Stellplätze die durch die Änderung zusätzlich zu 
erwartenden Kraftfahrzeuge aufnehmen können. Als anzuerkennender Altbestand ist 
die in der letzten gültigen Baugenehmigung festgesetzte Stellplatzanzahl 
heranzuziehen. Fehlt eine solche in dieser Baugenehmigung ist der Altbestand nach 
Abs. 1 zu bewerten. 

(6) Notwendige Stellplätze müssen ungehindert und unabhängig voneinander befahrbar 
und nutzbar sein (keine sog. „gefangenen" Stellplätze). 

Ablösung 

(1) Soweit Kraftfahrzeugstellplätze durch den Bauherrn nicht hergestellt werden, kann die 
Erfüllung der Stellplatzpflicht durch Ablösung erfolgen, wenn die Stadt Neunkirchen 
der Ablöse zustimmt. 



 

 

(2) Das Stadtgebiet wird in drei Zonen aufgeteilt. Die Ablösebeträge werden pauschaliert 
pro Kraftfahrzeugstellplatz in den Zonen 1 — 2 wie folgt festgesetzt. 

Zone: Ablösebetrag pro Stellplatz: 
Zone I 
Kernbereich 7.600,00 Euro 

Zone Il 
Sonstige Innenstadt und Ortskern 
Wiebelskirchen, Wellesweiler 4.000,00 Euro 

  

Die Abgrenzungen der Zonen I und Il sind in den Anlagen 1 und 3 dargestellt. Diese 
Anlage sind Bestandteile der Satzung. 

(3) Sind im Zusammenhang mit einer Revitalisierung eines Ladenleerstandes 
(Folgenutzung) Stellplätze i. S. § 2 der Satzung zu schaffen, wird für den Fall einer 
Ablösung ein reduzierter Ablösebetrag für alle Zonen in Höhe von 500 Euro pro 
Stellplatz festgesetzt. Dieser reduzierte Ablösebetrag soll dazu beitragen 
städtebauliche Mißstände zu beseitigen. 

Sicherung des Ablösebetrages 

Der Ablösebetrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, für das abgelöst 
wurde. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des 
Eigentümers der Erbbauberechtigte. Bei Wohnungs- und Teileigentum ruht der 
Ablösebetrag als öffentliche Last auf dem Miteigentumsanteil. 

Gestaltung der Stellplätze 

(1) Kraftfahrzeugstellplätze sind in Abhängigkeit von der beabsichtigten Nutzung und 
den gestalterischen Erfordernissen zu befestigen. Dabei sollen offene 
Befestigungsarten (z. B. Schotter- oder Pflasterrasen) verwendet werden. 

(2) Stellplatzanlagen sind mit Sträuchern einzugrünen. Für je zehn Stellplätze ist 
mindestens ein standortgerechter Baum zu pflanzen, dessen Baumscheibe 
mindestens der Fläche eines Stellplatzes entspricht; Stellplatzanlagen mit mehr 
als 20 Einheiten sind außerdem zu durchgrünen. 



 

 

(3) Flachdächer von Garagenanlagen ab 20 Stellplatzeinheiten sind zu begrünen. 

Abweichungen 

Die Stadt Neunkirchen kann unter den Voraussetzungen des § 68 Landesbauordnung (LBO) 
Abweichungen von den Anforderungen dieser Satzung zulassen. 

Inkrafttreten 

Diese Örtliche Bauvorschrift tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in den amtlichen 
Seiten der Stadt Neunkirchen in Kraft. Gleichzeitig tritt die Örtliche Bauvorschrift (Satzung) 
vom 08.07.2010 außer Kraft. 
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64,00-7 

Anlage 4 (Richtzahlenliste) zur Satzung über die Herstellung von 
Kraftfahrzeugstellplätzen (StellplatzS -stS) 

Nr. Verkehrsquelle Zahl der Stellplätze Erläuterung 

1 Wohngebäude   

1.1 Wohngebäude bis zu zwei 
Wohneinheiten 

Keine Forderung Nach § 47 Abs. 1 LBO 

1.2 Mehrfamilienhäuser und sonstige 
Gebäude mit Wohnungen 

1 Stellplatz je Wohnung bis 
100 qm 
2 Stellplätze je Wohnung 
über 100 qm 

 

1.3 Gebäude mit Altenwohnungen 0,5 Stellplätze je Wohnung Die Wohnungen müssen auf 
Dauer zur Benutzung durch 
alte Personen, die nicht mehr 
im Berufsleben stehen, 
bestimmt sein. Eine 
diesbezügliche öffentlich-
rechtliche Sicherung durch 
Eintragung einer Baulast ist 
erforderlich. 

1.4 Wochenend- und Ferienhäuser 1 Stellplatz je Wohnung  

1.5 Kinder-, Schüler- und 
Jugendwohnheime 

1 Stellplatz je 15 Betten, 
mindestens 2 Stellplätze 

 

1.6 Arbeitnehmerwohnheime z. B. 
Schwestern-/ Pflegerwohnheime 

1 Stellplatz je 4 Betten, 
mindestens 3 Stellplätze 

 

1.7 Altenheime, Altenwohnheime, 
Altenpflegeheimq Wohnheime für 
Behinderte 

1 Stellplatz je 10 Betten, 
mindestens 3 Stellplätze 

Abgrenzungskriterium zu 
1.3.' keine eigenständigen, 
abgeschlossenen 
Wohneinheiten 

1.8 Obdachlosenheime, 
Gemeinschaftsunterkünfte für 
Leistungsberechtigte nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz 

1 Stellplatz je 30 Betten, 
mindestens 3 Stellplätze 

 

2 Gebäude mit Büro-, 
Verwaltungs- und Praxisräumen 
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2.1 Büro- und Verwaltungsräume 
allgemein 

1 Stellplatz je 35 qm 
Nutzfläche, mindestens 1 
Stellplatz 

Nutzfläche i. d. S. ist in 
grenzung zur DIN 277 Teit 2 
(HNF) nur die Nettonutzfläche 
(Flächen für Kantinen, 
Erfrischungsråume, 
Teeküchen, Pausenräume, 
Flur, Toiletten und sonstige 
sanitäre Einrichtungen, 
Personalaufzüge u. ä. bleiben 
außer Ansatz). 

2.2 Räume mit erhebl. 
Besucherverkehr (z. B. Schalter-g 
Abfertigungsoder 
Beratungsräume, Arztpraxen, 
Ambulanzen) 

1 Stellplatz je 25 qm 
Nutzfläche, mindestens 3 
Stellplätze 

Nutzfläche i. d. S. ist in 
Abgrenzung zur DIN 277 Teil 2 
(HNF) nur die Nettonutzfläche 
(Flächen für Kantinen, 
Erfrischungsräume, 
Teeküchen, Pausenräume, 
Flurg Toiletten und sonstige 
sanitäre Einrichtungen, 
Personalaufzüge u. ä. bleiben 
außer Ansatz). 

 

Nr. Verkehrsquelle Zahl der Stellpläee Erläuterung 

2.3 „Sonder-IBestellpraxen" 1 Stellplatz je 25 qm 
Nutzfläche, mindestens 2 
Stellplätze 

Sonderpraxen sind z. B. 
Heilpraktiker, Psychologen o. 
ä. 
mit reiner Bestellpraxis. Eine 
Arztpraxis (auch Facharzt / 
Zahnarzt) fällt auch bei 
Behandlung nur nach 
Terminvereinbarung grds. 
unter 2.2. 

3 Verkaufsstätten   

3.1 Läden, Geschäftshäuser 1 Stellplatz je 35 qm 
Verkaufsfläche, 
mindestens 1 Stellplatz 

Verkaufsfläche ist die Fläche, 
die dem Verkauf dient 
einschließlich der Gänge, 
Treppen in den 
Verkaufsräumen, 
Standflächen für 
Einrichtungsgegenstände, 
Kassenzonen, Schaufenster 
und sonstige Flächen, soweit 
sie dem Kunden zugänglich 
sind. 
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3.2 Verbrauchermärkte, 
Einkaufszentren 

1 Stellplatz je 15 qm 
Verkaufsfläche 

Verkaufsfläche ist die Fläche, 
die dem Verkauf dient 
einschließlich der Gänge. 
Treppen in den 
Verkaufsräumen, 
Standflächen für 
Einrichtungsgegenstände, 
Kassenzonen, Schaufenster 
und sonstige Flächen, soweit 
sie dem Kunden zugänglich 
sind. 

3.3 Bau- und Gartenmärkte. 
Getränkemärkte 

1 Stellplatz je 35 qm 
Verkaufsflåche 

Verkaufsfläche ist die Fläche, 
die dem Verkauf dient 
einschließlich der Gänge. 
Treppen in den 
Verkaufsräumen, 
Standflächen für 
Einrichtungsgegenstände, 
Kassenzonen, Schaufenster 
und sonstige Flächen, soweit 
sie dem Kunden zugänglich 
sind. Es findet keine 
Unterscheidung zwischen 
Innen- und 
Außenverkaufsflächen statt. 
Eine sog Ladenstraße wird in 
Abzug gebracht. 

4 Versammlungsstätten (außer 
Sportstätten), Kirchen 

  

4.1 Versammlungsstätten von 
ObeÖrtl. Bedeutung (z. B. Theater, 
Konzerthäuser, Mehrzweckhallen) 

1 Stellplatz je 5 Sitzplätze  

4.2 Sonstige Versammlungsstätten (z. 
B. Lichtspieltheater, Vortragssäle) 

1 Stellplatz je 7,5 Sitzplätze  

4.3 
Gemeindekirchen 1 Stellplatz je 25 Sitzplätze  

4.4 
Kirchen von Oberörtl, Bedeutung 1 Stellplatz je 15 Sitzplätze  

5 Sportstätten   

5.1 Sportplätze ohne Besucherplätze 
(z. B, Trainingsplatz) 

1 Stellplatz je 300 qm 
Sportfläche 
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Nr. Verkehrsquelle Zahl der Stellplätze Erläuterung 
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5.2 Sportplätze mit Sportstadien mit 
Besucherplätzen 

1 Stellplatz je 300 qm 
Sportfläche zusätzlich 
1 Stellplatz je 12,5 
Besucherplätze 

 

5.3 Spiel- und Sporthallen ohne 
Besucherplätze 

1 Stellplatz je 50 qm 
Hallenfläche 

 

5.4 Spiel- und Sporthallen mit 
Besucherplätzen 

1 Stellplatz je 50 qm 
Hallenfläche, zusätzlich 
1 Stellplatz je 12,5 
Besucherplåtze 

 

5.5 Freibäder und Freiluftbäder 1 Stellplatz je 250 qm 
Grundstücksfläche 

 

5.6 Hallenbäder ohne Besucherplätze 1 Stellplatz je 7,5 
Kleiderablagen 

 

5.7 Hallenbäder mit Besucherplätzen 1 Stellplatz je 7,5 
Kleiderablagen zusätzlich 
1 Stellplatz je 12,5 
Besucherplätze 

 

5.8 Tennisplätze ohne Besucherplätze 4 Stellplätze je Spielfeld  

5.9 Tennispläüe mit Besucherplätzen 4 Stellplätze je Spielfeld 
zusätzlich 1 Stellplatz je 
12,5 Besucherplätze 

 

5.10 Minigolfplätze 6 Stellplätze je 
Minigolfanlage 

 

5.11 Kegel-, Bowlingbahnen 4 Stellplätze je Bahn  

5.12. Fitnessstudios/Fitnesscenter und 
Saunen 

1 Stellplatz e 25 qm 
Nutzfläche 

Die Nutzfläche ist von einem 
vorhandenen 
Gastronomiebereich nach 
6.1 abzugrenzen, dessen 
Stellplatzbedarf gesondert 
zu ermitteln ist. 

5.13 Solarien, Bräunungsstudios 
(selbständig) 

1 Stellplatz je 2 Liegen  

5.14 Squashanlagen 2 Stellplätze je Court  

6 Gaststätten, 
Beherbergungsbetriebe und 
Vergnügungsstätten 
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6.1 Gaststätten 
(ab 35 qm Bruttogastraumfläche 
oder 13 Sitzplätzen) 

1 Stellplatz je 10 qm 
Nettogastraumflåche 

Bruttogastraumfläche i. d. S. 
ist der gesamte Gastraum 
ohne Nebenräume. 
Nettogastraumflàche i. d. S. ist 
die Fläche, die zum Verzehr 
von Speisen und/oder 
Getränken bestimmt ist, auch 
wenn die Fläche außerdem für 
Veranstaltungen oder 
sonstige Zwecke (z. B. Tanzen) 
bestimmt ist. Der 
Thekenbereich ist nicht mit 
einzuberechnen. 

Nr. Verkehrsquelle Zahl der Stellplätze Erläuterung 

6.2 Diskotheken 1 Stellplatz je 6 qm 
Nettogastraumfläche 

Bruttogastraumfläche i. d. S. 
ist der gesamte Gastraum 
ohne Nebenräume. 
Nettogastraumfläche i. d. S. 
ist die Fläche, die zum Verzehr 
von Speisen und/oder 
Getränken bestimmt ist, auch 
wenn die Fläche außerdem 
für Veranstaltungen oder 
sonstige Zwecke (z. B. Tanzen) 
bestimmt ist, Der 
Thekenbereich ist nicht mit 
einzuberechnen. 

6.3 Kleingastronomien / Imbisse bis zu 
35 qm Bruttogastraumfläche und 
maximal 12 Sitzplätze 

2 Stellplätze Bruttogastraumfläche i. d. 
S. ist der gesamte Gastraum 
ohne Nebenräume. 

6.4 Hotels, Pensionen und andere 
Beherbergungsbetriebe 

1 Stellplatz je 4 Betten, für 
zugehörige Gaststätte 
Zuschlag nach Nr. 6.1, für 
zugehörige Tagungsräume 
zusätzlich 1 Stellplatz je 35 
qm HNF 

 

6.5 Spielhallen, Automatenhallen und 
vergleichbare Vergnügungsstätten 

1 Stellplatz je 7 qm 
Hauptnutzfläche, 
mindestens 3 Stellplätze 

 

6.6 Räume mit Billardtischen 2 Stellplätze je Billardtisch  

6.7 Wetteinrichtungen 
Internetcafés 

1 Stellplatz je 25 qm 
Nutzfläche, jedoch 
mindestens 3 Stellplätze 
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6.8 Privatclubs, Bordelle, 
Erotikbetriebe u. ä. 

1 Stellplatz je 20 qm 
Nutzfläche, jedoch 
mindestens 3 Stellplätze 

 

7 Krankenanstalten   

7.1 Krankenanstalten von 
Oberörtl. Bedeutung (z. b. 
Schwerpunktkrankenhåuser), 
Privatkliniken 

1 Stellplatz je 3,5 Betten  

7.2 Krankenanstalten von Örtl. 
Bedeutung 

1 Stellplatz je 5 Betten  

7.3 Sanatorien, Kuranstalten, 
Anstalten für langfristig Kranke 

1 Stellplatz je 3 Betten  

8 Schulen, Einrichtungen der 
Jugendförderung, sonstige 
Bildungseinrichtungen 

  

8.1 Grundschulen, Hauptschulen 1 Stellplatz je Klasse  

8.2 Sonstige allgemein bildende 
Schulen, Berufsschulen, 
Berufsfachschulen, Einrichtungen 
der Erwachsenenbildung 

3 Stellplätze je Klasse  



64.00-13 

07/10 

 

Nr. Verkehrsquelle Zahl der Stellplätze Erläuterung 

8.3 Sonderschulen für Behinderte 1 Stellplatz je 15 Schüler  

8.4 Kindergärten, Kindertagesstätten 
und vergleichbare Einrichtungen 

1 Stellplatz je 25 Kinder, 
mindestens 2 Stellplätze 

 

8.5 Jugendfreizeitheime und 
dergleiChen 

1 Stellplatz je 15 
Besucherplätze 

 

8.6 Berufsbildungswerke, 
Ausbildungswerkstätten u. a. 

1 Stellplatz je 10 
Auszubildende 

 

9 Gewerbliche Anlagen   

9.1 Handwerks- u. Industriebetriebe 1 Stellplatz je 60 qm 
Hauptnutzfläche, 
mindestens 1 Stellplatz oder 
je 3 Beschäftigte 1 Stellplatz 

Nutzfläche i. d. S. ist in 
Abgrenzung zur DIN 277 Teil 2 
(HNF) nur die 
Nettonutzfläche (Flächen für 
Kantinen, Erfrischungsräumet 
Teeküchen, Pausenräume, 
Flur, Toiletten und sonstige 
sanitäre Einrichtungen, 
Personalaufzüge u. ä. bleiben 
außer Ansatz). 
Der Stellplatzbedarf ist in der 
Regel nach der Nutzfläche zu 
berechnen. Ergibt sich dabei 
ein offensichtliches 
Missverhältnis zum 
tatsächlichen 
Stellplatzbedarf, so ist die Zahl 
der Beschäftigten zu Grunde 
zu legen. 

 Lagerräume, Lagerplätze 1 Stellplatz je 90 qm 
Hauptnutzflächet 
mindestens 1 Stellplatz 

Nutzfläche i. d. S. ist in 
Abgrenzung zur DIN 277 Teil 2 
(HNF) nur die 
Nettonutzfläche (Flächen für 
Kantinen, Erfrischungsräume, 
Teeküchen, Pausenräumet 
Flur, Toiletten und sonstige 
sanitäre Einrichtungen, 
Personalaufzüge u. ä. bleiben 
außer Ansatz). 
Der Stellptatzbedarf ist in der 
Regel nach der Nutzfläche zu 
berechnen. Ergibt sich dabei 
ein offensichtliches 
Missverhältnis zum 
tatsächlichen 
Stellplatzbedarfl so ist die Zahl 
der Beschäftigten zu Grunde 
zu legen. 

9.3 Ausstellung- und Verkaufsplätze 1 Stellplatz je 80 qm 
Hauptnutzfläche 
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9.4 Kraftfahrzeugwerkståtten 6 Stellplätze je 
Wartungsoder 
Reparaturstand 

Ein bloßer 
Reparaturannahmestand 
(nur Fahrzeugannahme, 
keine Wartungsarbeiten, 
keine Reparaturen) fällt nicht 
unter diese Regelung. Der 
Wartungs- oder 
Reparaturstand selbst ist kein 
notwendiger Stellplatz. 

Nr. Verkehrsquelle Zahl der Stellplätze Erläuterung 

9.5 Tankstellen mit Pflegeplätzen 8 Stellplätze je Pflegeplatz  

9.6 Automatische 
Kraftfahrzeugwaschstraßen 

5 Stellplätze je Waschanlage Zusätzlich muss ein Stauraum 
für 10 Wartende vorhanden 
sein. 

9.7 Kraftfahrzeugwaschplätze zur 
Selbstbedienung 

3 Stellplätze je Waschplatz  

9.8 Autovermietungsunternehmen 1 Stellplatz je 4 
BetriebsPKW-, zusätzlich 1 
Stellplatz je 35 qm 
Bürofläche 

Bei LKW-Vermietung gilt § 2 
Abs. 2 der Satzung 
entsprechend; Bürofläche 
siehe 2.1 

9.9 Frisöre, Kosmetikstudios, 
Nagelstudios o. ä. 

1 Stellplatz je 25 qm 
Hauptnutzfläche, 
mindestens 2 Stellplätze 

 

9.10 Speiseherstell- und 
Speisetieferbetriebe (z. B. Pizza, 
Kebab) 

1 Stellplatz je 25 qm 
Küchenfläche, zusätzlich 1 
Stellplatz je 
Betriebsfahrzeug 

 

9.11 Videotheken 1 Stellplatz je 15 qm 
Nutzfläche, mindestens 2 
Stellplätze 

 

9.12 Transportunternehmen 
(Taxiunternehmen, Speditionen, 
Kurierdienste etc.) 

1 Stellplatz je 30 qm 
Nutzfläche zuzüglich 1 
Stellplatz je 
Betriebsfahrzeug 

 

10 Verschiedenes   

10.1 Kleingartenanlagen 1 Stellplatz je 3 Kleingärten  

10.2 Friedhöfe 1 Stellplatz je 1500 qm 
Grundstücksfläche, 
mindestens 10 Stellplätze 

 

Allgemeine Erläuterungen: 

1. Bei der Berechnung von Hauptnutzflächen (HNF) ist die DIN 277 Teil 2 heranzuziehen, es 
sei denn, es gibt eine hiervon abweichende Definition in den jeweiligen Erläuterungen. 
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2. Der Stellplatzbedarf ist in der Regel nach der Nutzfläche zu berechnen. Ergibt sich dabei 
ein offensichtliches Missverhältnis zum tatsächlichen Stellplatzbedarf, so ist die Zahl der 
Beschäftigten zu Grunde zu legen. 

3. Behinderten-Stellplätze: Für alle Vorhaben mit einem Stellplatzbedarf von 10 bis 30 
Stellplätzen ist 1 Stellplatz, für jede weiteren 20 Stellplätze ist je 1 Stellplatz als 
Behindertenstellplatz anzulegen, 












